Geſetzhblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 2 Ausgegeben Danzig, den 9. Januar 1929 


Notiz: 


Wie bereits im Staats⸗Anzeiger Teil I von 1928, Seite 367, bekannt gemacht, beſteht die Abſicht, 
eine Sammlung der arbeitsrechtlichen Geſetze und Verordnungen im Rahmen der Danziger Rechtsbibliothek 
herauszugeben. Um daneben einen Überblick über den Bedarf an Einzelſtücken des Geſetzblattes mit dem 
Arbeitsgerichtsgeſetz zu erhalten, werden alle Intereſſenten gebeten, der unterzeichneten Geſchäftsſtelle, Neu⸗ 
garten 12/16, zum 14. 1. 29. ihren Mehrbedarf anzumelden. 


Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staats⸗Anzeigers. 
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2 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Arbeitsgerichtsgeſetz. 
Erſter Teil. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


8 1. 
{ Arbeitsgerichtsbehörden. 
Die Gerichtsbarkeit in Arbeitsſachen (88 2 und 3) liegt den Arbeitsgerichtsbehörden ob. 
Arbeitsgerichtsbehörden ſind: 
1. die Arbeitsgerichte (58 14 bis 32), 
2. das Landesarbeitsgericht ($$ 33 bis 39). 


8 2. 
a Zuſtändigkeit. 
Die Arbeitsgerichte find unter Ausſchluß der ordentlichen Gerichte ohne Rückſicht auf den Wert des 
Streitgegenſtandes zuſtändig: - 

J. für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Tarifvertragsparteien oder zwiſchen dieſen und Dritten 
aus Tarifverträgen oder über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen von Tarifverträgen und für 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen tarifvertragsfähigen Parteien oder zwiſchen dieſen und 
Dritten aus unerlaubten Handlungen, ſofern es ſich um Maßnahmen zu Zwecken des Arbeits 
kampfes oder um Fragen der Vereinigungsfreiheit handelt; j 

2. für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmern aus dem Arbeits— 
oder Lehrverhältnis, über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Arbeits- oder Lehrvertrags, 
aus Verhandlungen über die Eingehung eines Arbeits- oder Lehrverhältniſſes und aus deſſen 
Nachwirkungen ſowie für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten aus unerlaubten Handlungen, ſoweit 
dieſe mit dem Arbeits- oder Lehrverhältnis im Zuſammenhange ſtehen; ausgenommen ſind 
Streitigkeiten, deren Gegenſtand die Erfindung eines Arbeitnehmers bildet, ſoweit es ſich nicht nur 
um Anſprüche auf eine Vergütung oder Entſchädigung für die Erfindung handelt, und Streitig⸗ 
keiten der nach 8 481 des Handelsgeſetzbuchs zur Schiffsbeſatzung gehörenden Perſonen; 

3. für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Arbeitnehmern aus gemeinſamer Arbeit und aus un⸗ 
erlaubten Handlungen, ſoweit dieſe mit dem Arbeits- oder Lehrverhältnis im Zuſammenhange 
ſtehen; 

4. für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Arheitgebern und Arbeitnehmern aus den $$ 86, 87 
des Geſetzes betreffend Errichtung von Arbeitnehmer-⸗Ausſchüſſen; W i 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 17. 1. 1929.) 
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5. in folgenden Fällen des Geſetzes betreffend Errichtung von Arbeitnehmer⸗Ausſchüſſen: 
für die Entſcheidung über das Erlöſchen der Mitgliedſchaft in Betriebsvertretungen ($ 39, 

8 56 Abf. 2,8 60), ; 

für die Entſcheidung über die Auflöſung von Betriebsvertretungen (88 41, 44, $ 56 Abſ. 2), 

für die Berufung vorläufiger Betriebsvertretungen ($ 43 Abſ. 2,8 44 Abſ. 4, 8 56 Abſ. 2, § 60), 

für die Entſcheidung über Bildung und Auflöſung gemeinſamer Betriebsvertretungen 
(88 52, 53), 

für die Feſtſetzung von Strafen nach § 134b der Gewerbeordnung ($ 80 Abſ. 2), 

für die Entſcheidung über das Vorliegen eines Verſtoßes gegen vereinbarte Richtlinien 
über die, Einſtellung von Arbeitnehmern (88 82, 83), b 

für die Entſcheidung von Streitigkeiten über die Errichtung, Zuſammenſetzung und Tätigkeit 
von Betriebsvertretungen und aus Wahlen zu ihnen ($ 93), 

für die Erſetzung der Zuſtimmung von Betriebsvertretungen zur Kündigung oder Ver⸗ 
ſetzung ihrer Mitglieder (SS 96, 97). 

Die im Abſatz 1 Nr. I bis 4 begründete Zuſtändigkeit beſteht auch in den Fällen, in denen der Rechts⸗ 
ſtreit durch einen Rechtsnachfolger oder durch eine Perſon geführt wird, die kraft Geſetzes an Stelle der ur- 
ſprünglichen Partei hierzu befugt iſt. 5 

8 3. 
Erweiterte Zuſtändigkeit. i 

Bei den Arbeitsgerichten kö en auch nicht unter $ 2 fallende Klagen gegen Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer ſowie von ſolchen gegen Dritte erhoben werden, wenn der Anſpruch mit einer bei einem Arbeits- 
gericht anhängigen oder gleichzeitig anhängig werdenden bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit der im $ 2 Nr. ! bis 4 
bezeichneten Art in rechtlichem oder unmittelbarem wirtſchaftlichen Zuſammenhange ſteht und für ſeine 
Geltendmachung nicht eine ausſchließliche Zuſtändigkeit gegeben iſt; die im § 2 Nr. 2, Halbſatz 2 aus⸗ 
genommenen Streitigkeiten können auch im Zuſammenhange mit anderen Streitigkeiten nicht vor die Arbeits⸗ 
gerichte gebracht werden. f 

Auf Grund Vereinbarung können auch bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen juriſtiſchen Perſonen 
des privaten Rechtes und ihren geſetzlichen Vertretern vor die Arbeitsgerichte gebracht werden (§ 5 Abſ. 2). 

8 4. 
Ausſchluß der Arbeitsgerichtsbarkeit. 

In den Fällen des § 2 Nr. 1 bis 4 kann die Arbeitsgerichtsbarkeit durch Schiedsvertrag und Ver⸗ 
einbarung nach den 88 78 bis 94 ganz oder teilweiſe ausgeſchloſſen werden. 

§ 5. 
Begriff des Arbeitnehmers. S 

Arbeitnehmer im Sinne dieſes Geſetzes find Arbeiter und Angeſtellte, einſchließlich der Lehrlinge. Den 
Arbeitnehmern ſtehen Perſonen gleich, die, ohne in einem Arbeitsvertragsverhältniſſe zu ſtehen,“ im Auftrag 
und für Rechnung beſtimmter anderer Perſonen Arbeit leiſten (Hausgewerbetreibende und ſonſtige arbeit⸗ 
nehmerähnliche Perſonen), und zwar auch dann, wenn ſie die Roh- oder Hilfsſtoffe ſelbſt beſchaffen; arbeit⸗ 
nehmerähnliche Perſonen ſind im Verhältnis zu ihren Auftraggebern auch Zwiſchenmeiſter, die! den über⸗ 
wiegenden Teil ihres Verdienſtes aus ihrer eigenen Arbeit am Stücke beziehen. 

Keine Arbeitnehmer ſind geſetzliche Vertreter von juriſtiſchen Perſonen und von Perſonengeſamtheiten 
des öffentlichen und privaten Rechtes, ferner Perſonen in ihrer Eigenſchaft als öffentliche Beamte. 

86. 
Beſetzung der Arbeitsgerichtsbehörden. 

Die Arbeitsgerichtsbehörden ſind mit rechtsgelehrten Richtern und mit Beiſitzern aus den Kreiſen der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehner beſetzt. 

Die Beiſitzer aus den Kreiſen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer führen bei den Arbeitsgerichten 
die Amtsbezeichnung Arbeitsrichter, bei dem Landesarbeitsgericht die Amtsbezeichnung Landesarbeitsrichter. 

f | 8 
f Aufbringung der Mittel. 
Die Koſten der Arbeitsgerichte und des Landesarbeitsgerichts trägt die Freie Stadt Danzig. 
8 8. f 5 
Gang des arbeitsgerichtlichen Verfahrens. 


In den Rechisſtreitigkeiten nach 8 2 Nr. 1 bis 4 und nach $ 3 findet das Urteilsverfahren (58 0 


bis 66), in den Fällen des $ 2 Nr. 5 das Beſchlußverfahren (88 67 bis 77) ſtatt. = 


Im erſten Rechtszug find die Arbeitsgerichte zuſtändig. f N 

Gegen die Urteile der Arbeitsgerichte findet die Berufung an das Landesarbeitsgericht ſtatt, wenn 
der Wert des Streitgegenſtandes den Betrag von vierhundert Gulden überſteigt oder wenn das Arbeitsgericht 
die Berufung wegen der grundſätzlichen Bedeutung des Rechtsſtreits zugelaſſen hat. 

Gegen die das Verfahren beendenden Beſchlüſſe der Arbeitsgerichte im Beſchlußverfahren findet die 
Rechtsbeſchwerde ſtatt, wenn der Beſchluß auf einer Geſetzesverletzung beruht. Für die Entſcheidung über 
die Rechtsbeſchwerde iſt das Landesarbeitsgericht zuſtändig (8 72 Abi. 1). 


89. 
Allgemeine Verfahrensvorſchriften. f 

Die Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes über Zuſtellung- und Vollſtreckungsbeamte, über die 
Gerichtsſprache, über die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung und über die Beratung und Ab⸗ 
ſtimmung gelten für das arbeitsgerichtliche Verfahren entſprechend. Ergibt ſich bei der Abſtimmung des 
Landesarbeitsgerichts Stimmengleichheit, ſo gibt die Stimme des Vorſitzendeu den Ausſchlag. 

Die Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige und die Gebührenordnung für Gerichtsvoll⸗ 
zieher finden im arbeitsgerichtlichen Verfahren Anwendung. Gebührenvorſchüſſe dürfen die Gerichtsvollzieher 
nicht erheben. 

Das arbeitsgerichtliche Verfahren iſt in allen Rechtszügen zu beſchleunigen. Die Gerichtsferien ſind 
auf das Verfahren ohne Einfluß. 

Auf den zur Zuſtellung an die Parteien beſtimmten Ausfertigungen der Urteile und der das Beſchluß— 
verfahren beendenden Beſchlüſſe ſoll vermerkt werden, ob gegen die Entſcheidung ein Rechtsmittel zuläſſig 
und bei welcher Behörde, in welcher Form und binnen welcher Friſt es einzulegen iſt. 1 


iin KUN 
Parteifähigkeit. 
Parteifähig im arbeitsgerichtlichen Verfahren ſind auch wirtſchaftliche Vereinigungen von Arbeitgebern 
und von Arbeitnehmern und in den Fällen des § 2 Nr. 4 und 5 die Arbeitnehmerſchaft, Arbeiterſchaft und 
Angeſtelltenſchaft der Betriebe im Sinne des Geſetzes betr. Errichtung von Arbeitnehmer⸗Ausſchüſſen. 


* 
Prozeßvertretung. 

Vor den Arbeitsgerichten ſind als Prozeß bevollmächtigte oder Beiſtände Rechtsanwälte und Perſonen, 
die das Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, ausgeſchloſſen; zugelaſſen ſind jedoch Mitglieder 
und Angeſtellte wirtſchaftlicher Vereinigungen von Arbeitgebern oder von Arbeitnehmern oder von Verbänden 
ſolcher Vereinigungen, die kraft Satzung oder Vollmacht zur Vertretung befugt ſind, ſoweit ſie für die 
Vereinigung oder für Mitglieder der Vereinigung auftreten und nicht neben dieſer Vertretung die Tätigkeit 
als Rechtsanwalt ausüben oder, ohne Rechtsanwälte zu ſein, das Verhandeln vor Gericht gewerbsmäßig 
gegen Entgelt betreiben. N g 

Vor dem Landesarbeitsgericht müſſen die Parteien ſich durch Prozeßbevollmächtigte vertreten laſſen. 
Zur Vertretung berechtigt ſind alle bei den Gerichten der Freien Stadt Danzig zugelaſſenen Anwälte, ferner 
Mitglieder und Angeſtellte wirtſchaftlicher Vereinigungen von Arbeitgebern oder von Arbeitnehmern oder 
von Verbänden ſolcher Vereinigungen, die kraft Satzung oder Vollmacht zur Vertretung befugt ſind, ſofern 
die Vereinigung, der Verband oder Mitglieder der Vereinigung Partei ſind. 

Die in Abſatz 1 und 2 bezeichneten Mitglieder und Angeſtellten wirtſchaftlicher Vereinigungen von 
Arbeitgebern oder von Arbeitnehmern oder von Verbänden ſolcher Vereinigungen ſind von der Tätigkeit als 
Prozeßbevollmächtigte und Beiſtände in denjenigen Sachen ausgeſchloſſen, in denen ſie als Arbeitsrichter 
oder Landesarbeitsrichter tätig geweſen ſind. 1 25 

Gebühren und Auslagen. 

Im Verfahren vor den Arbeitsgerichten wird eine einmalige Gebühr nach dem Werte des Streit⸗ 

gegenſtandes erhoben. Sie beträgt bei einem Streitwert f f 


bis zu zwanzig Gulden einſchließlich hh. ein Gulden, 
von mehr als zwanzig Gulden bis zu ſechzig Gulden einſchließlico e zwei Gulden, 
von mehr als ſechzig Gulden bis zu einhundert Gulden einſchließlic h.. drei Gulden 


und von da ab für jede angefangene hundert Gulden. je drei Gulden bis zu höchſtens ſechshundert Gulden. 
Schreibgebühren kommen nicht in Anſatz. 

Wird der Rechtsſtreit im erſten oder in einem höheren Rechtszug durch einen vor dem Gericht ab⸗ 
geſchloſſenen oder dem Gerichte mitgeteilten Vergleich beendet, ſo werden in dieſem Rechtszug keine Gebühren 


erhoben, auch wenn eine ſtreitige Verhandlung vorausgegangen war. Wird der Rechtsſtreit durch Ver⸗ 
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ſäumnisurteil oder auf Grund eines Anerkenntniſſes oder einer Zurücknahme der Klage beendet und hat 
keine ſtreitige Verhandlung ſtattgefunden, ſo wird in dieſem Rechtszug nur die Hälfte der ſonſt fälligen 
Gebühren erhoben; bei Beendigung des Rechtsſtreits im erſten Rechtszug auf Grund eines Anerkenntniſſes 
oder einer Zurücknahme der Klage ohne ſtreitige Verhandlung werden keine Gebühren erhoben. 

Gebühren und Auslagen werden erſt fällig, wenn das Verfahren in dem Rechtszug beendet oder das 
Ruhen des Verfahrens angeordnet iſt. Koſtenvorſchüſſe werden nicht erhoben; das gilt auch für die Zwangs⸗ 
vollſtreckung. 

In den Fällen des 8 2 Nr. 5, des § 80 Abſ. 4 und der 88 89 und 94 in Verbindung mit $ 80 
Abſ. 4, des § 85 Abſ. 3 und des § 86 werden Gebühren und Auslagen nicht erhoben. 

Vergleiche in einem anhängigen Rechtsſtreit ſind ſtempelfrei. 

Im übrigen gelten für die Gebühren und Auslagen im arbeitsgerichtlichen Verfahren die Vorſchriften 
des deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung entſprechend. 

Die Einziehung der Gerichtskoſten und Gebühren erfolgt nach den für die Einziehung von Steuern 
gemäß dem Steuergrundgeſetz geltenden Vorſchriften. 


8 13. 
Rechtshilfe. ' 

Die Arbeitsgerichte haben anderen Arbeitsgerichtsbehörden Rechtshilfe zu leiſten. Die Amtsgerichte 
haben den Arbeitsgerichtsbehörden Rechtshilfe zu leiſten, ſofern ſich am Sitze des Amtsgerichts kein Arbeits⸗ 
gericht befindet. 

Die Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes über Rechtshilfe finden entſprechende Anwendung. 


Zweiter Teil. 
Aufbau der Arbeitsgerichtsbehörden. 


Erſter Abſchnitt. 
Arbeitsgerichte. 


8 14. 
Errichtung. “ 

Die Arbeitsgerichte werden als ſelbſtändige Gerichte durch den Senat nach Anhörung der wirtſchaft⸗ 
lichen Vereinigungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer für den Bezirk eines oder mehrerer Amtsgerichte 
errichtet. 5 

§ 15. 
Verwaltung und Dienſtaufſicht. 

Die Geſchäfte der Verwaltung und Dienſtaufſicht führt der Senat. Vor Erlaß allgemeiner An- 
ordnungen, die die Verwaltung und Dienftaufficht betreffen, ſoweit ſie nicht rein techniſcher Art ſind, ſind 
die wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu hören. f 

Der Senat kann Geſchäfte der Verwaltung und Dienſtaufſicht nachgeordneten Dienſtſtellen übertragen, 
insbeſondere den Vorſitzenden des Arbeitsgerichts oder, wenn mehrere Vorſitzende vorhanden ſind, einem 
von ihnen. 

§ 16. 
Zuſammenſetzung. 

Das Arbeitsgericht beſteht aus der erforderlichen Anzahl von Vorſitzenden und ſtellvertretenden Vor⸗ 
ſitzenden und von Beiſitzern. Die Beiſitzer werden je zur Hälfte aus den Kreiſen der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer entnommen. - 

Jede Kammer des Arbeitsgerichts wird in der Beſetzung mit einem Vorſitzenden und je einem Beiſitzer 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer tätig. In den Fällen des § 2 Nr. 1 wird jede Kammer in der Be⸗ 
ſetzung mit einem Vorſitzenden und je zwei Beiſitzern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer tätig. 


8 17. 
Bildung von Kammern. 


Die Zahl der Kammern beſtimmt der Senat nach Anhörung der wirtſchaſtlichen Vereinigungen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 

Für Streitigkeiten der Arbeiter und für Streitigkeiten der Angeſtellten werden getrennte Kammern ge- 
bildet. Soweit beide Arbeitnehmergruppen beteiligt ſind, entſcheidet für die Zuſtändigkeit der Kammer die 
überwiegende Beteiligung. Der Senat kann nach Anhörung der wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeit» 
geber und Arbeitnehmer aus beſonderen Gründen anordnen, daß von der Bildung getrennter Kammern für 
Arbeiter und für Angeſtellte abzuſehen ift. 5 
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Soweit ein Bedürfnis befteht, können Fachkammern für die Streitigkeiten beſtimmter Berufe und Ge⸗ 
werbe und beſtimmter Gruppen von Arbeitern oder Angeſtellten gebildet werden. Über die Bildung ent⸗ 
ſcheidet der Senat nach Anhörung der wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 

Die Zuſtändigkeit einer Angeftelltenfammer oder einer Fachkammer kann durch den Senat nach An⸗ 
hörung der wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf die Bezirke anderer Arbeits⸗ 
gerichte oder Teile von ihnen erſtreckt werden. 

8 18. 
Beſtellung der Vorſitzenden. 


Die Vorſitzenden und die ſtellvertretenden Vorſitzenden beſtellt der Senat. Er ſoll nur Perſonen be» 
ſtellen, die auf arbeitsrechtlichem und ſozialem Gebiete Kenntniſſe und Erfahrungen beſitzen. 

Die Vorſitzenden und die ſtellvertretenden Vorſitzenden ſind in der Regel ordentliche Richter. Richter, 
die Vorſitzende oder ſtellvertretende Vorſitzende eines Schlichtungsausſchuſſes oder Schlichter oder ſtellver⸗ 
tretende Schlichter find oder geweſen find, ſollen bei der Beſtellung zu Vorſitzenden oder zu ſtellvertretenden 
Vorſitzenden der Arbeitsgerichte beſonders berückſichtigt werden. f 

Andere Perſonen dürfen zu Vorſitzenden oder zu ftellvertretenden Vorſitzenden nur beſtellt werden, 
wenn ſie nach ihrer Stellung im Erwerbsleben weder als Arbeitgeber noch als Arbeitnehmer anzuſehen ſind 
und die Befähigung zum Richteramte haben. 

Die Vorſitzenden und die ſtellvertretenden Vorſitzenden werden mindeſtens für ein Jahr und höchſtens 
für neun Jahre beſtellt. Eine wiederholte Beſtellung iſt zuläſſig. Nach mindeſtens dreijähriger Amtsdauer 
können hauptamtliche Vorſitzende auf Lebenszeit beſtellt werden. Die von der Geſetzgebung feſtgeſetzten 
Altersgrenzen, bei deren Erreichung Richter in den Ruheſtand treten, gelten auch für die Vorſitzenden der 
Arbeitsgerichte. Als Amtsdauer gilt auch die bisherige Tätigkeit als hauptamtlicher Vorſitzender eines Ge⸗ 
werbe⸗ und Kaufmannsgerichts. ER 

Die Vorſitzenden und die ſtellvertretenden Vorſitzenden find vor ihrem Amtsantritte durch den Gerichts⸗ 
präſidenten auf die Erfüllung der Obliegenheiten ihres Amtes eidlich zu verpflichten, falls ſie nicht bereits 
als Beamte vereidigt ſind. 

Die geſetzlichen Vorſchriften über die Befähigung zur zeitweiligen Wahrnehmung richterlicher Aufgaben 
gelten für die zeitweilige Tätigkeit als Vorſitzender entſprechend. Dieſe ſoll jedoch den Zeitraum von ſechs 
Wochen nicht überſteigen. sa 

§ 19. 
Rechtliche Stellung der Vorſitzenden. 


Die Vorſitzenden und die ſtellvertretenden Vorſitzenden haben die Rechte und Pflichten richterlicher 
Beamter. Soweit fie auf Zeit beftellt find, haben fie dieſe Rechte und Pflichten für die Dauer ihres Amtes. 
Die Vorſchriſten der 88 8, 9 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, für die hauptamtlichen Vorſitzenden auch die 
Vorſchrift des § 7 des Gerichts verfaſſungsgeſetzes, gelten entſprechend. Der Senat beſtimmt, ob den neben- 
amtlichen Vorſitzenden und den ſtellvertretenden Vorſitzenden eine Vergütung zu gewähren iſt. 

Auf Lebenszeit angeſtellte Beamte der Freien Stadt Danzig, die auf Zeit zu hauptamtlichen Vor⸗ 
ſitzenden beſtellt werden, find nach Ablauf dieſer Zeit in eine ihrer früheren dienſtlichen Stellung gleichwertige 
Stellung wieder zu übernehmen. Die Amtsdauer als Vorſitzender iſt ihnen als Dienſt anzurechnen. 


8 20. 
Berufung der Beiſitzer. 


Die Beiſitzer werden von dem Senat auf die Dauer von drei Jahren berufen. Sie find in ange 
meſſenem Verhältnis unter billiger Berückſichtigung der Minderheiten aus den Vorſchlagsliſten zu entnehmen, 
die von den in dem Gerichtsbezirke beſtehenden wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitgeber und der Arbeit⸗ 
nehmer und von den im 8 22 Abſ. 2 Nr. 2 bezeichneten Körperſchaften eingereicht werden. 

Für die Beiſitzer der Arbeiter und der Angeſtellten ſind grundſätzlich getrennte Vorſchläge einzuholen, 
wenn nicht die Bildung getrennter Kammern gemäß § 17 Abſ. 2 unterbleibt. 

Die Beiſitzer find vor ihrer Dienſtleiſtung durch den Vorſitzenden auf die Erfüllung der Obliegenheiten 
ihres Amtes eidlich zu verpflichten. 


i 8 21. 
iu: Vorausſetzungen für das Beiſitzeramt. 

Als Beiſitzer ſind Männer und Frauen zu berufen, die Danziger Staatsangehörige ſind und das 
fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet haben. Es ſollen nur Perſonen berufen werden, die im Bezirke des 
Arbeitsgerichts ſeit mindeſtens einem Jahre als Arbeitgeber oder Arbeitnehmer tätig ſind. g 

Unfähig zu dem Amte eines Beiſitzers ſind Perſonen, denen die bürgerlichen Ehrenrechte oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter aberkannt ſind oder gegen die das Hauptverfahren wegen eines 
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Verbrechens oder Vergehens eröffnet iſt, das die Aberkennung zur Folge haben kann, und Perſonen, die 
infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen beſchränkt ſind. 

Beamte und Angeſtellte einer Arbeitsgerichtsbehörde dürfen nicht als Beiſitzer berufen werden. 

Niemand. darf zugleich Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiſitzer ſein. 

Wird das Fehlen einer Vorausſetzung für die Berufung nachträglich bekannt, oder fällt eine Voraus— 
ſetzung nachträglich fort, ſo enthebt der Senat den Beiſitzer ſeines Amtes. Vor der Entſcheidung iſt der 
Beiſitzer zu hören. Die Entſcheidung iſt endgültig. 

8 22. 
Beſonderheiten für Arbeitgeberbeiſitzer. 

Arbeitgeberbeiſitzer kann auch ſein, wer vorübergehend oder regelmäßig zu gewiſſen Zeiten des Jahres 

keine Arbeitnehmer beſchäftigt. 

Für Arbeitgeber, die keine Einzelperſonen ſind, können als Beiſitzer berufen werden: i 

1. bei juriſtiſchen Perſonen und Perſonengeſamtheiten des privaten Rechtes die geſetzlichen Vertreter 
und die Aufſichtsratglieder mit Ausnahme der von der Betriebsvertretung entſandten; 

2. bei dem Staate, den Gemeinden, den Gemeindeverbänden und anderen Körperſchaften des öffent- 
lichen Rechtes öffentliche Beamte nach näherer Anordnung des Senats. 

Den Arbeitgebern ſtehen für die Berufung zum Beiſitzer gleich: 

1. Geſchäftsführer und Betriebsleiter, ſoweit fie ſelbſtändig zur Einſtellung von Arbeitnehmern in 
den Betrieb berechtigt ſind oder ſoweit ihnen Prokura oder Generalvollmacht erteilt iſt; 

2. Mitglieder und Angeftellte wirtſchaftlicher Vereinigungen von Arbeitgebern oder von Verbänden 
ſolcher Vereinigungen, die kraft Satzung oder Vollmacht zur Vertretung befugt ſind. 


§ 23. 
Beſonderheiten für Arbeitnehmerbeiſitzer. 
Arbeitnehmerbeiſitzer kann auch ſein, wer erwerbslos iſt. 

Den Arbeitern ſtehen für die Berufung zum Beiſitzer Mitglieder und Angeſtellte wirtſchaftlicher Ver⸗ 
einigungen von Arbeitern oder von Verbänden ſolcher Vereinigungen gleich, die kraft Satzung oder Vollmacht 
zur Vertretung befugt find; den Angeſtellten ſtehen Mitglieder und Angeſtellte wirtſchaftlicher Vereinigungen 
von Angeſtellten oder von Verbänden ſolcher Vereinigungen gleich, die kraft Satzung oder Vollmacht zur 
Vertretung befugt ſind. 

8 24. 
Ablehnung des Beiſitzeramts. 
Die Übernahme des Beiſitzeramts kann ablehnen: 
1. wer das fünfundfechzigfte Lebensjahr vollendet hat; 
2. wer durch Krankheit oder Gebrechen verhindert iſt, das Amt ordnungsmäßig zu führen; 
3. wer durch andere ehrenamtliche Tätigkeit für die Allgemeinheit ſo in Anſpruch genommen iſt, 
daß ihm die Übernahme des Amtes nicht zugemutet werden kann; 
4. wer in den ſechs der Berufung vorhergehenden Jahren als Beiſitzer einer Arbeitsgerichtsbehörde 
tätig geweſen iſt; 5 
5. Frauen, die glaubhaft machen, daß ihnen die Fürſorge für ihre Familie die Ausübung des 
Amtes in beſonderem Maße erſchwert. 
Über die Berechtigung zur Ablehnung entſcheidet der Senat. 


8 25. 
’ Stellung der Beiſitzer. | 

Das Amt des Beiſitzers ift ein Ehrenamt. a ö 

Die Beiſitzer erhalten eine angemeſſene Entſchädigung für) den ihnen aus der Wahrnehmung 
des Beiſitzeramts erwachſenden Verdienſtausfall und Aufwand ſowie Erſatz der Fahrkoſten. Die nähere 
Regelung trifft der Senat nach Anhörung der wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer. 

Die Entſchädigung und die erſtattungsfähigen Fahrkoſten ſetzt der Vorſitzende des Arbeitsgerichts 
endgültig feſt. ee 
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9 26. 
Schutz der Arbeitnehmerbeiſitzer. 

Den Arbeitgebern und ihren Angeſtellten iſt es unterſagt, Angeſtellte oder Arbeiter in der Übernahme 
oder Ausübung des Beiſitzeramts zu beſchränken, oder ſie wegen der Übernahme oder Ausübung des Amtes 
zu benachteiligen. a Br 

Arbeitgeber und ihre Angeſtellten, die den Vorſchriften des Abſatzes 1 vorſätzlich zuwiderhandeln, 
werden mit Geldſtrafe bis zu 1000 Gulden beſtraft. 

8 27. 
Amtsenthebung der Beiſitzer. 


Wenn ein Beiſitzer ſeine Amtspflicht grob verletzt, ſo iſt er ſeines Amtes zu entheben. Für die Ent⸗ 


ſcheidung iſt eine Kammer zuſtändig, die aus dem Gerichtspräſidenten und je zwei Beiſitzern der Arbeitgeber 


und der Arbeitnehmer des Landesarbeitsgerichts beſteht. Vor der Entſcheidung iſt der Beiſitzer und der 
Vorſitzende des Arbeitsgerichts zu hören. Die Entſcheidung iſt endgültig. 


§ 28. 
Ordnungsſtrafe gegen Beiſitzer. 

Beiſitzer, die ohne genügende Entſchuldigung nicht oder nicht rechtzeitig zu den Sitzungen erſcheinen 
oder ſich ihren Obliegenheiten in anderer Weiſe entziehen, werden vom Vorſitzenden mit einer Ordnungs- 
ſtrafe in Höhe von 5 bis 150 Gulden beſtraft. Bei nachträglicher genügender Entſchuldigung iſt die Strafe 
aufzuheben oder zu ermäßigen. Gegen den eine Beſtrafung ausſprechenden Beſchluß iſt Beſchwerde zuläſſig. 


8 29. 
Beiſitze rausſchüſſe. 

Bei jedem Arbeitsgerichte mit mehr als einer Kammer wird ein Beiſitzerausſchuß gebildet. Er beſteht 
aus mindeſtens je drei Beiſitzern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in gleicher Zahl, die von den 
Beiſitzern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in getrennter Wahl gewählt werden. Der Beiſitzerausſchuß 
tagt unter der Leitung des aufſichtsführenden oder dienſtälteſten Vorſitzenden des Arbeitsgerichts. 

Der Beiſitzerausſchuß iſt vor der Bildung von Kammern, vor der Geſchäftsverteilung, vor der Ver⸗ 
teilung der Beiſitzer auf die Kammern und vor der Aufſtellung der Liſten über die Heranziehung der Beiſitzer 
zu den Sitzungen zu hören. Er kann auch im übrigen den Vorſitzenden des Arbeitsgerichts und den die 
Verwaltung und Dienftaufficht führenden Behörden Wünſche der Beiſitzer übermitteln. 


§ 30. 
Geſchäfts verteilung, Kammerbeſetzung. 

Vor Beginn des Geſchäftsjahres werden durch den Vorſitzenden, bei Vorhandenſein mehrerer Vorſitzenden 
durch dieſe, die Geſchäfte auf die einzelnen Kammern verteilt; einigen ſich die Vorſitzenden nicht, jo entſcheidet 
der Senat. In gleicher Weiſe erfolgt die Verteilung der Vorſitzenden, der ſtellvertretenden Vorſitzenden und 
der Beiſitzer auf die einzelnen Kammern. Die Vorſitzenden, die ſtellvertretenden Vorſitzenden und die Beiſitzer 
können mehreren Kammern angehören. 8 

Die Beiſitzer einer Fachkammer ſollen den Beiſitzern aus den Kreiſen der Berufe, Gewerbe oder 
Gruppen entnommen werden, für die die Fachkammer gebildet iſt. Werden für die Streitigkeiten der im 
8 22 Abſ. 3 bezeichneten Angeſtellten Fachkammern gebildet, ſo dürfen ihnen dieſe Angeſtellten nicht als 
Arbeitgeberbeiſitzer angehören. 

In den Fällen des § 17 Abſ. 4 find die Beiſitzer den Beiſitzerliſten der Arbeitsgerichte zu entnehmen, 
für deren Bezirke die Kammer zuſtändig iſt. n 

g 31. 
Heranziehung der Beiſitzer. 

Die Beiſitzer ſollen zu den Sitzungen nach der Reihenfolge einer Liſte herangezogen werden, die der 
Vorſitzende vor Beginn des Geſchäftsjahres aufftellt. Offentliche Beamte als Arbeitgeberbeiſitzer (§ 22 
Abſ. 2 Ziffer 2) find nur zu Sitzungen in Sachen heranzuziehen, in denen der Staat, Gemeinden, Gemeinde- 
verbände oder andere Körperſchaften des öffentlichen Rechtes als Partei beteiligt ſind. 


§ 32. 
Geſchäftsſtelle. 
Bei jedem Arbeitsgerichte beſteht eine Geſchäftsſtelle, deren Einrichtung der Senat beſtimmt. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Das Landesarbeitsgericht. 
8 83. 
. Errichtung. 
Das Landesarbeitsgericht wird durch den Senat bei dem Landgericht Danzig errichtet. 


8 34. 
Verwaltung und Dienſtaufſicht. 
Die Geſchäfte der Verwaltung und Dienſtaufſicht führt der Senat. 8 15 Abſ. 1 Satz 2 gilt 
entſprechend. 

Der Senat kann Geſchäfte der Verwaltung und Dienſtauſſickt nachgeordneten Dienſtſtellen übertragen, 
insbeſondere dem Gerichtspräſidenten und dem Vorſitzenden des Landesarbeitsgerichts oder, wenn mehrere 
Vorſitzende vorhanden find, einem von ihnen. 

§ 35. 
Zuſammenſetzung, Bildung von Kammern. 

Das Landesarbeitsgericht beſteht aus der erforderlichen Anzahl von Vorſitzenden, ſtellvertretenden 
Vorſitzenden, rechtsgelehrten Mitgliedern und von Beiſitzern. Die Beiſitzer werden je zur Hälfte aus den 
Kreiſen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer entnommen. 

Jede Kammer des Landesarbeitsgerichts wird in der Beſetzung mit einem Vorſitzenden, einem weiteren 
Berufsrichter und je zwei Beiſitzern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer tätig. 

Im übrigen ſtehen die Kammern des Landesarbeitsgerichts den Zivilkammern des Landesgerichts im 
Sinne des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes gleich. 

Die Zahl der Kammern beſtimmt der Senat. 


$ 36. 
Vorſitzende. 

Die Vorſitzenden, ftellvertretenden Vorſitzenden und rechtsgelehrten Mitglieder beruft der Senat aus 
den Direktoren und den ſtändigen Mitgliedern des Landgerichts oder den Mitgliedern des Obergerichts. Die 
Berufung erfolgt für die Dauer der Zugehörigkeit zum Landgericht oder Obergericht. Sie kann nur mit 
Zuſtimmung des Berufenen widerrufen werden. 

Zu Vorſitzenden und ſtellvertretenden Vorſitzenden ſollen nur Richter berufen werden, die auf arbeits- 
rechtlichem und ſozialem Gebiete Kenntniſſe und Erfahrungen beſitzen. 

Der Vorſitzende des Landesarbeitsgerichts führt die Amtsbezeichnung Direktor. 


8 37. 
Beiſitzer. 
Die Beiſitzer müſſen das dreißigſte Lebensjahr vollendet haben und ſollen mindeſtens drei Jahre 
Beiſitzer einer Arbeitsgerichtsbehörde geweſen ſein. f 
Im übrigen gelten für die Berufung und Stellung der Beiſitzer und für die Amtsenthebung die Vor⸗ 
ſchriften des $ 20 Abſ. 1 und 3 und der 88 21 bis 28 entſprechend. 


8 88. 
Beiſitzerausſchüſſe. 


Bei dem Landesarbeitsgericht wird ein Beiſitzerausſchuß gebildet. Die Vorſchriften des § 29 Abſ. 1 
Satz 2 und 3 und Abf. 2 gelten entſprechend. 


Beſetzung der Kammern, Geſchäfts verteilung. 


Vor Beginn des Geſchäftsjahres verteilt das Präſidium des Landgerichts unter ſtimmberechtigter Mit- 
wirkung der Vorſitzenden des Landesarbeitsgerichts die Geſchäfte auf die einzelnen Kammern des Landes 
arbeitsgerichts. In gleicher Weiſe erfolgt die Verteilung der Vorſitzenden, der ſtellvertretenden Vorſitzenden 
und der Beiſitzer auf die einzelnen Kammern. Die Vorſitzenden und die Beiſitzer können mehreren Kammern 
angehören. 

Die Beiſitzer ſollen zu den Sitzungen nach der Reihenfol ze einer Liſte herangezogen werden, die der 
Vorſitzende vor Beginn des Geſchäftsjahres aufſtellt. Offentliche Beamte als Arbeitsgeberbeiſitzer (8 22 
Abſ. 2 Ziffer 2) find nur zu Sitzun en in Sachen heranzuziehen, in denen der Staat, Gemeinden, Gemeinde» 
verbände oder andere Körperſchaften des öffentlichen Rechtes als Partei beteiligt ſind. 
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Dritter Teil, 
Verfahren vor den Arbeitsgerichtsbehörden. 


Erſter Abſchnitt. 
Urteils verfahren. 


Erſter Unterabſchnitt. 
Erſter Rechtszug. 
8.40. 
Grundſatz. 

Das Urteilsverfahren findet in den im $ 2 Nr. 1 bis 4 und im 8 3 bezeichneten bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten Anwendung. 

Für das Urteilsverfahren des erſten Rechtszugs gelten die für das amtsgerichtliche Verfahren maß- 
gebenden Vorſchriften der Zivilprozeßordnung entſprechend, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt. An die Stelle 
der Vorſchriften über das Güteverfahren vor Erhebung der Klage treten die Vorſchriften der SS 48 und 49. 
Die Vorſchriflen über den Urkunden- und Wechſelprozeß finden keine Anwendung. Ebenſowenig findet die 
Verordnung zur Entlaſtung der Gerichte in der Faſſung der Verordnung vom 18. 1. 1927 (Geſetzbl. S. 39) 
Anwendung. 

8 41. 
Erhebung der Klage, Einlaſſungs- und Ladungsfriſt. 

Die Klage iſt bei dem Arbeitsgericht ſchriftlich einzureichen oder bei ſeiner Geſchäftsſtelle mündlich zur 
Niederſchrift anzubringen. Sie gilt, unbeſchadet der Vorſchriſt des 8 496 Abſ. 3 Satz 1 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung, erſt mit der Zustellung an den Beklagten als erhoben. Eine Aufforderung an den Beklagten, ſich 
auf die Klage ſchriftlich zu äußern, erfolgt in der Regel nicht. 

An den ordentlichen Gerichtstagen können die Parteien zur Verhandlung eines Rechtsſtreits auch ohne 
Ladung vor dem Arbeitsgericht erſcheinen. In dieſem Falle wird die Klage durch mündlichen Vortrag 
erhoben. Der weſentliche Inhalt der Klage ift in eine Niederſchrift aufzunehmen, wenn die Sache ftreitig bleibt, 


8 42. 
Zuſtändigkeit. 

Die Vorſchriften des 8 11 der Zivilprozeßordnung über die bindende Wirkung der rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung, durch die ein Gericht ſich für ſachlich unzuſtändig erklärt hat, und des § 276 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung über die Verweiſung des Rechtsſtreits an das örtlich oder fachlich zuftändige Gericht finden auf das 
Verhältnis der Arbeitsgerichte und der ordentlichen Gerichte zueinander entſprechende Anwendung. 

Für Streitigkeiten aus einem Arbeits- oder Lehrverhältnis und aus Verhandlungen über die Eingehung 
eines Arbeits- oder Lehrverhältniſſes, das ſich nach einem Tarifvertrage beſtimmt, können unbeſchadet der 
Vorſchriften der 88 38 bis 40 der Zivilprozeßordnung die Parteien des Tarifvertrags die Zuſtändigkeit eines 
an ſich örtlich unzuſtändigen Arbeitsgerichts vereinbaren. 


8 43. 
Ablehnung von Gerichtsperſonen. 
Uber: die Ablehnung von Gerichtsperſonen entſcheidet die Kammer des Arbeitsgerichts. 
Wird ſie durch das Ausſcheiden des abgelehnten Mitglieds beſchlußunfähig, ſo entſcheidet das Landes⸗ 
arbeitsgericht. 


Gegen den Beſchluß findet kein Rechtsmittel ſtatt. 5 


$ 44. 
5 Zuſtellung. 
Urteile ſind von Amts wegen zuzuſtellen. 
8 45. 
Perſönliches Erſcheinen der Parteien. 
Der Vorſitzende kann das perſönliche Erſcheinen der Parteien in jeder Lage des Rechtsſtreits anordnen. 
Im übrigen finden die Vorfchriften des 8 141 Abſ. 2 und 3 der Zivilprozeßordnung Jentſprechende Anwendung. 
Der Vorſitzende kann die Zulaſſung eines Prozeß bevollmächtigten ablehnen, wenn die Partei trotz 
Anordnung ihres perſönlichen Erſcheinens unbegründet ausgeblieben iſt und hierdurch der Zweck der Anordnung 
vereitelt wird. $ 141 Abſ. 3 Satz 2 der Zivilprozeßordnung findet entſprechende Anwendung. 


8 46. 
Offentlichkeit. 5 
Die Verhandlung vor dem erkennenden Gericht einſchließlich der Beweisaufnahme und der Verkündung 
der Entſcheidungen iſt öffentlich. Das Arbeitsgericht kann die Offentlichkeit für die Verhandlung oder für 
einen Teil der Verhandlung ausſchließen, wenn durch die Offentlichkeit eine Gefährdung der öffentlichen 
Ordnung, insbeſondere der Staatsſicherheit, oder eine Gefährdung der Sittlichkeit zu beſorgen iſt oder wenn 
eine Partei den Ausſchluß der Öffentlichkeit beantragt, weil Betriebs-, Geſchäfts⸗ oder Erfindungsgeheimniſſe 
zum Gegenſtande der Verhandlung oder der Beweisaufnahme gemacht werden; im Güteverfahren kann es 
die Offentlichkeit auch aus Zweckmäßigkeitsgründen ausſchließen. Die Vorſchriften der 88 173 bis 175 des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes finden entſprechende Anwendung. 
§ 47. f 
Befugniſſe des Vorſitzen den und der Beiſitzer. 

5 Die nicht auf Grund einer mündlichen Verhandlung ergehenden Beſchlüſſe und Verfügungen erläßt, 
ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, der Vorſitzende allein. 
8 Im übrigen gelten für die Befugniſſe des Vorſitzenden und der Beiſitzer die Vorſchriften der Zivil⸗ 
prozeßordnung über das landgerichtliche Verfahren entſprechend. 

re § 48. 

g Güte verfahren. 

Die mündliche Verhandlung beginnt, falls kein Güteverfahren vor einer anderen Stelle (88 88 bis 92) 
vereinbart iſt, mit einer Verhandlung vor dem Vorſitzenden zum Zwecke der gütlichen Einigung der Parteien 
(Güteverhandlung). Der Vorſitzende hat zu dieſem Zwecke das geſamte Streitverhältnis mit den Parteien 
unter freier Würdigung aller Umſtände zu erörtern. Zur Aufklärung des Sachverhalts kann er alle 
Handlungen vornehmen, die ſofort erfolgen können. Eidliche Vernehmungen und die Auferlegung von 
Parteieiden ſind jedoch ausgeſchloſſen. 
5 Das Ergebnis der Güteverhandlung, insbeſondere der Abſchluß eines Vergleichs, iſt in die Niederſchrift 
aufzunehmen. i N 
f $ 49. 

Verhandlung vor dem Vorſitzenden. 

Erſcheint eine Partei in der Güteverhandlung nicht oder iſt die Güteverhandlung erfolglos, ſo ſchließt 
ſich die weitere Verhandlung unmittelbar an; falls dem Hinderungsgründe entgegenſtehen, ſoll ſie binnen 
drei Tagen ſtattfinden. a 

Der Vorſitzende entſcheidet allein, wenn das Urteil ohne ſtreitige Verhandlung auf Grund des Ver⸗ 
ſäumniſſes, des Anerkenntniſſes, der Zurücknahme der Klage oder des Verzichts einer Partei ergeht oder 
wenn die Entſcheidung in der an die Güteverhandlung ſich unmittelbar anſchließenden Verhandlung erfolgen 
kann und die Parteien ſie übereinſtimmend beantragen. Dieſer Antrag iſt in die Niederſchrift aufzunehmen. 

Erſcheinen beide Parteien zur Güteverhandlung nicht, ſo iſt ein Termin zur ſtreitigen Verhandlung 
zu beſtimmen. Das gleiche gilt, falls ein Güteverfahren vor einer anderen Stelle vereinbart iſt. Die 
Vorſchriften des zweiten Abſatzes finden in dieſen Fällen auf die erſte Verhandlung Anwendung. 

8 50. 
Vorbereitung der ftreitigen Verhandlung. 

Der Vorſitzende hat die ſtreitige Verhandlung ſo vorzubereiten, daß ſie möglichſt in einem Termin zu 
Ende geführt werden kann. Er kann zu dieſem Zwecke insbeſondere die Ladung von Zeugen und Sach— 
verftändigen‘) veranlaſſen, amtliche Außerungen herbeiführen, schriftliche Unterlagen beiziehen und das 
perſönliche Erſcheinen der Parteien anordnen; von dieſen Maßnahmen ſoll er die Parteien benachrichtigen. 

5 8 51. i 
Berhandlung vor der Kammer. 

Die Verhandlung iſt möglichſt in einem Termin zu Ende zu führen. Iſt das nicht durchführbar, ins⸗ 
beſondere weil eine Beweisaufnahme nicht ſofort ſtattfinden kann, ſo iſt der weitere Termin ſofort zu 
verkünden. ö 5 
Die gütliche Erledigung des Rechtsſtreits ſoll während des ganzen Verfahrens angeſtrebt werden. 

8 52. 
Beweisaufnahme. N 
Soweit die Beweisaufnahme am Sitze des Arbeitsgerichts möglich iſt, erfolgt ſie vor der Kammer. 
Erfolgt ſie nicht am Sitze, aber im Bezirke des Arbeitsgerichts, ſo kann ſie dem Vorſitzenden übertragen 
werden. Muß ſie außerhalb des Bezirkes des Arbeitsgerichts ftattfinden, jo kann fie dem Vorſitzenden 
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desjenigen Arbeitsgerichts oder, falls dies aus Gründen der örtlichen Lage zweckmäßiger ift, demjenigen 
Amtsgericht übertragen werden, in deſſen Bezirk die Beweisaufnahme erfolgen ſoll. 

Zeugen und Sachverſtändige werden nur beeidigt, wenn die Kammer dies zur Herbeiführung einer 
wahrheitsgemäßen Außerung für notwendig erachtet. In den Fällen des § 377 Abſ. 3 und 4 der Zivil⸗ 
prozeßordnung iſt die eidesſtattliche Verſicherung nur erforderlich, wenn die Kammer ſie aus dem gleichen 
Grunde für notwendig hält. 

Die Leiſtung eines zugeſchobenen oder zurückgeſchobenen Eides wird durch Beweisbeſchluß angeordnet 

Erſcheint in dem zur Leiſtung eines Parteieides beſtimmten Termin der Schwurpflichtige nicht, ſo iſt 


der Eid als verweigert anzuſehen und das Verfahren fortzuſetzen. Der Schwurpflichtige kann ſich jedoch a 


binnen einer Notfriſt von drei Tagen zur nachträglichen Leiſtung des Eides erbieten. Ein inzwiſchen er— 
gangenes Urteil iſt, wenn der Eid nachträglich geleiſtet wird, inſoweit aufzuheben, als es auf der Annahme 
der Eidesverweigerung beruht. Hinſichtlich der Zwangsvollſtreckung aus dieſem Urteil finden die Vor— 
ſchriften des § 707 der Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung. Erſcheint der Schwurpflichtige auch 
in dem zur nachträglichen Eidesleiſtung beſtimmten Termin nicht, jo iſt ein nochmali es Erbieten zur Eides⸗ 
leiſtung unzuläſſig. 
5 § 53. 
Verſäümnisverfahren. 


Gegen ein Verſäumnisurteil kann die Partei, gegen die das Urteil ergangen iſt, binnen einer Notfrit 
von 3 Tagen nach ſeiner Zuſtellung Einſpruch einlegen. Der Einſpruch wird beim Arbeitsgerichte ſchriftlich 
oder durch Abgabe einer Erklärung zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle eingelegt. Hierauf iſt die Partei 
zugleich mit der Zuſtellung des Urteils ſchriftlich hinzuweiſen. 


8 54. 
Verkündung des Urteils. 

Zur Verkündung des Urteils kann ein beſonderer Termin nur beſtimmt werden, wenn die ſofortige 
Verkündung in dem Termin, auf Grund deſſen es erlaſſen wird, aus beſonderen Gründen nicht möglich iſt. 
Der Verkündungstermin darf nicht über drei Tage hinaus angeſetzt werden. Dies gilt auch dann, wenn 
ein Urteil nach Lage der Akten erlaſſen wird. 0 ö 

Bei der Verkündung des Urteils iſt, ſofern nicht beide Parteien abweſend ſind, der weſentliche Inhalt 
der Entſcheidungsgründe mitzuteilen. 

Die Wirkſamkeit der Verkündung iſt von der Anweſenheit der Beiſitzer nicht abhängig. Wird ein von 
der Kammer gefälltes Urteil ohne Zuziehung der Beiſitzer verkündet, ſo iſt die Urteilsformel vorher von dem 
Vorſitzenden und den Beiſitzern zu unterſchreiben. 

Das Urteil nebſt Tatbeſtand und Entſcheidungsgründen iſt vom Vorſitzenden zu unterſchreiben. War 
es bei der Verkündung noch nicht vollſtändig ſchriftlich niedergelegt, ſo ſoll es binnen drei Tagen nach der 
Verkündung in vollſtändiger Abfaſſung der Geſchäftsſtelle übergeben werden. 

1 § 55. 
Inhalt des Urteils. 

Der Betrag der Koſten iſt, ſoweit er ſofort ermittelt werden kann, im Urteil feſtzuſtellen; die Ent⸗ 
ſcheidung iſt endgültig, ſoweit nicht die ihr zugrundeliegende Entſcheidung über die Koſten des Rechtsſtreits 


* 


abgeändert wird. Ein Anſpruch der obſiegenden Partei auf Entſchädigung wegen Zeitverſäumnis und auf 


Erſtattung der Koften für die Zuziehung eines Prozeßbevollmächtigten oder Beiſtandes beſteht nicht. 

Den Wert des Streitgegenſtandes ſetzt das Arbeitsgericht im Urteil feſt. 

Findet nach dem Werte des Streitgegenſtandes die Berufung nicht ſtatt, ſo kann ſie das Arbeitsgericht 
im Urteil zulaſſen, wenn der Rechtsſtreit grundſätzliche Bedeutung hat. Das Arbeitsgericht ſoll die Berufung 
wegen der grundſätzlichen Bedeutung des Rechtsſtreits zulaſſen, wenn es in der Auslegung einer Rechts— 
vorſchrift von einem ihm im Verfahren vorgelegten Urteil abweicht, das für oder gegen eine Partei des 
Rechtsſtreits ergangen iſt, oder wenn über die Auslegung eines Tarifvertrages entſchieden wird, den eine 
Partei des Rechtsſtreits abgeſchloſſen hat und deſſen Geltungsbereich ſich über den Bezirk des Arbeitsgerichts 
hinaus erſtreckt. 

Spricht das Urteil die Verpflichtung zur Vornahme einer Handlung aus, ſo iſt der Beklagte auf 
Antrag des Klägers zugleich für den Fall, daß die Handlung nicht binnen einer beſtimmten Friſt vor⸗ 
genommen iſt, zur Zahlung einer vom Arbeitsgerichte nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzenden Entſchädigung zu 
verurteilen. Die Zwangsvollſtreckung nach SS 887, 888 der Zivilprozeßordnung iſt ausgeſchloſſen. 

Ein über den Grund des Anſpruchs vorab entſcheidendes Zwiſchenurteil iſt wegen der e 
nicht als Endurteil anzusehen. 
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8 56. 
Zwangsvollſtreckung. 

Urteile der Arbeitsgerichte, gegen die der Einſpruch oder die Berufung zuläſſig iſt, find vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar. Macht der Beklagte glaubhaft, daß die Vollſtreckung ihm einen nicht zu erſetzenden Nachteil 
bringen würde, ſo hat das Arbeitsgericht auf ſeinen Antrag die vorläufige Vollſtreckbarkeit im Urteil aus⸗ 
zuſchließen. In den Fällen des 8 707 Abſ. 1 und des 8 719 Abſ. 1 der Zivilprozeßordnung kann die 
Zwangsvollſtreckung nur unter derſelben Vorausſetzung eingeſtellt werden. 

Im übrigen finden auf die Zwangsvollſtreckung einſchließlich des Arreſtes und der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung die Vorſchriften des Achten Buches der Zivilprozeßordnung Anwendung. 

8 57. 
8 Verfahren in beſonderen Fällen. 

Hat in den Fällen der 88 86, 87 des Geſetzes betr. Errichtung von Arbeitnehmerausſchüſſen die 
Betriebsvertretung die Klage erhoben, ſo wird die vollſtreckbare Ausfertigung eines der Klage ſtattgebenden 
Urteils dem beteiligten Arbeitnehmer erteilt. Sie wird nur erteilt, wenn der Arbeitnehmer nachweiſt, daß 
der Arbeitgeber die Weiterbeſchäſtigung abgelehnt oder ſich binnen der in dem $ 87 Abſ. 3 des Geſetzes 
betr. Errichtung von Arbeitnehmerausſchüſſen feſtgeſetzten Friſt nicht erklärt hat. Der Nachweis kann auch 
durch Verſicherung an Eides Statt geführt werden. 5 

Wird die Klage der Betriebsvertretung abgewieſen, ſo bleiben die Koſten außer Anſatz. 


Zweiter Unterabſchnitt. 
Berufungsverfahren. 
8 58. 
Grundſatz. 

Gegen die Urteile der Arbeitsgerichte findet, ſoweit nicht nach $ 65 das Rechtsmittel der Beſchwerde 
gegeben iſt, die Berufung an das Landesarbeitsgericht ſtatt, wenn der vom Arbeitsgerichte feſtgeſetzte Wert 
des Streitgegenſtandes den Betrag von vierhundert Gulden überſteigt oder wenn das Arbeitsgericht die 
Berufung wegen der grundſätzlichen Bedeutung des Rechtsſtreits zugelaſſen hat. 

Für das Verfahren vor dem Landesarbeitsgerichte gelten, ſoweit das Arbeitsgerichtsgeſetz nichts anderes 
beſtimmt, die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Berufung entſprechend. Die Vor⸗ 
ſchriften über das Verfahren vor dem Einzelrichter finden keine Anwendung. Die Verordnung zur Entlaſtung 
der Gerichte in der Faſſung der Verordnung vom 18. 1. 1927 (GGeſetzbl. S. 39), findet mit Ausnahme ihrer 
88 7, 8 keine Anwendung. 

Die Vorſchriften des § 43 Abſ. 1 und 3, des $ 45 Abſ. 1, der 88 46, 47, 50, 52, 59, des 8 54 
Abſ. 1 bis 3 und Abſ 4 Satz 2, des $ 55 Abſ. 4 und 5 und der 88 56 und 57 über Ablehnung von 
Gerichtsperſonen, perſönliches Erſcheinen der Parteien, Offentlichkeit, Befugniſſe des Vorſitzenden und der 
Beiſitzer, Vorbereitung der ſtreitigen Verhandlung, Beweisaufnahme, Verſäumnisverfahren, Verkündung des 
Urteils, Inhalt des Urteils, Zwangsvollſtreckung und Verfahren in beſonderen Fällen gelten entſprechend. 


8 59. 

b Beſchränkung der Berufung. 
Auf Mängel des Verfahrens bei der Berufung der Beiſitzer oder auf Umſtände, die die Berufun 
eines Beiſitzers zu ſeinem Amte ausſchließen, kann die Berufung nicht geſtützt werden. 5 


8 60. 
Einlegung der Berufung. Terminsbeſtimmung. 
Die Berufungsfriſt und die Friſt für die Berufungsbegründung betragen je zwei Wochen. 
Die Beſtimmung des Termins zur mündlichen Verhandlung muß, wenn nicht die Berufung nach 
8 519b der Zivilprozeßorduung ohne mündliche Verhandlung als unzuläſſig verworfen wird, unverzüglich 
erfolgen. Die Vorſchriften des $ 519 Abſ. 6 der Zivilprozeßordnung über die vorherige Zahlung der 


Prozeßgebühr finden keine Anwendung. sa 


Neue Tatſachen und Beweismittel. 

Soweit das Vorbringen neuer Tatſachen und Beweismittel nach 8529 Abſ. 1 und 2 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung zuläſſig iſt, ſind ſie vom Berufungskläger in der Berufungsbegründung, vom Berufungsbeklagten 
ſpäteſtens in der erſten mündlichen Verhandlung anzubringen. Werden ſie ſpäter angebracht, ſo ſind ſie nur 
zuzulaſſen, wenn ſie nach der Berufungsbegründung oder nach der erſten mündlichen Verhandlung entſtanden 
ſind oder das verſpätete Vorbringen nach der freien Überzeugung des Landesarbeitsgerichts nicht auf Ver⸗ 
ſchulden der Partei beruht. 


* 
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8 62. 
Zurückverweiſung. 
Wegen eines Mangels im Verfahren des Arbeitsgerichts iſt die Zurückverweiſung nicht zuläſſig. 


8 63. 
5 Urteil. 5 
Das Urteil iſt von den Mitgliedern der Kammer zu unterſchreiben. 
Hat ſich der Wert des Streitgegenſtandes nach der Verkündung des Urteils des Arbeitsgerichts ge⸗ 
ändert, ſo ſetzt ihn das Landesarbeitsgericht im Urteil neu feſt. 


8 64. 
Verfahren in beſonderen Fällen. 5 
In den Fällen der 88 86, 87 des Geſetzes betreffend Errichtung von Arbeitnehmerausſchüſſen kan 
die Betriebsvertretung nur dann die Berufung einlegen oder für den Berufungsbeklagten eintreten, wenn ſie 
die Klage beim Arbeitsgericht erhoben hatte. 


Dritter Unterabſchnitt. 


Beſchwerdeverfahren. 
8 65. 
Hinſichtlich der Beſchwerden gegen Entſcheidungen der Arbeitsgerichte oder ihrer Vorſitzenden gelten 
die für die Beſchwerden gegen Entſcheidungen der Amtsgerichte maßgebenden Vorſchriften der Zivilprozeß⸗ 
ordnung entſprechend. Über die Beſchwerde entſcheidet das Landesarbeitsgericht. 


Vierter Unterabſchnitt. 
Wiederaufnahme des Verfahrens. 
i 80047. 

Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Wiederaufnahme des Verfahrens gelten für Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten nach 8 2 Nr. 1 bis 4 und nach 8 3 entſprechend. Die Nichtigkeitsklage kann jedoch nicht auf 
Mängel des Verfahrens bei der Berufnng der Beiſitzer oder auf Umſtände, die die Berufung, eines Bei⸗ 
ſitzers zu ſeinem Amte ausſchließen, geſtützt werden. 


Zweiter Abschnitt. 
Beſchluß verfahren. 
Erſter Unterabſchnitt. 
Erſter Rechtszug. 

8 67. 
Grundſatz. 

Das Beſchlußverfahren findet in den im § 2 Nr. 5 bezeichneten Fällen Anwendung. 

Für das Beſchlußverfahren des erſten Rechtszugs gelten die für das Urteilsverfahren des erſten 
Rechtszugs maßgebenden Vorſchriften über Öffentlichkeit, Ausſchließung und Ablehnung von Gerichtsperſonen, 
Prozeßfähigkeit, perſönliches Erſcheinen der Parteien, Zuſtellungen, Ladungen, Termine und Friſten, Befug⸗ 
niſſe des Vorſitzenden und der Beiſitzer, Beweisaufnahme und Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ent⸗ 
ſprechend, ſoweit ſich aus den 88 68 bis 71 nichts anderes ergibt. 

8 68. 
* Antrag. 

Das Verfahren wird nur auf Antrag eingeleitet; der Antrag iſt bei dem Arbeitsgerichte ſchriftlich ein⸗ 
zureichen oder bei ſeiner Geſchäftsſtelle mündlich zur Niederſchrift anzubringen. 

Der Antrag kann jederzeit in derſelben Form zurückgenommen werden. In dieſem Falle iſt das Ver⸗ 
fahren vom Vorſitzenden des Arbeitsgerichts einzuſtellen. Von der Einftellung iſt den Beteiligten Kenntnis 
zu geben, ſoweit ihnen der Antrag vom Arbeitsgerichte mitgeteilt worden iſt. 


8 69. 
Örtliche Zuſtändigkeit. 


Zuſtändig iſt das Arbeitsgericht, in deſſen Bezirk die Betriebsvertretung ihre Geſchäfte führt oder 


* 


führen fol. 


8 0 § 70. 

ö Verfahren. 

In dem Verfahren ſind der Arbeitgeber, die Arbeitnehmer und die Betriebsvertretungen zu hören, die 
nach dem Geſetz betr. Errichtung von Arbeitnehmer-Ausſchüſſen im einzelnen Falle beteiligt ſind. Der Vor⸗ 
ſitzende des Arbeitsgerichts entſcheidet, ob die Beteiligten mündlich oder ſchriftlich zu hören ſind. Die 
mündliche Anhörung erfolgt vor der Kammer. 

Außert ſich ein Beteiligter trotz Aufforderung nicht oder bleibt er auf Ladung unentſchuldigt aus, ſo 
iſt der Pflicht zur Anhörung genügt. 

Zur Aufklärung des Sachverhalts können Urkunden eingeſehen, Auskünfte eingeholt, Zeugen und Sad)- 
verſtändige vernommen und der Augenſchein eingenommen werden. Die Vernehmung von Zeugen und Sach- 
ſtändigen und die Einnahme des Augenſcheins erfolgt durch die Kammer. Der Vorſitzende kann dieſe 


Maßnahmen vorbereiten. 
f 8 71. 


Beſchluß. 

Auf Grund der Ergebniſſe des Verfahrens beſchließt die Kammer nach freier Überzeugung. Der ent- 
ſcheidende Teil des Beſchluſſes iſt ſchriftlich abzufaſſen. Wird er auf Grund mündlicher Anhörung erlaſſen, 
ſo iſt er vom Vorſitzenden zu verkünden; falls hierbei Beteiligte anweſend ſind, iſt dabei der weſentliche 
Inhalt der Gründe mitzuteilen. 

Die Wirkſamkeit der Verkündung iſt von der Anweſenheit der Beiſitzer nicht abhängig. Wird der 
Beſchluß ohne Zuziehung der Beiſitzer verkündet, ſo iſt der entſcheidende Teil des Beſchluſſes vorher von dem 
Vorſitzenden und den Beiſitzern zu unterſchreiben. j 

Der Beſchluß nebft Gründen ift vom Vorſitzenden zu unterſchreiben. War er bei der Verkündung 
noch nicht vollſtändig ſchriftlich niedergelegt, ſo ſoll er binnen drei Tagen nach der Verkündung in voll⸗ 
ſtändiger Abfaſſung der Geſchäftsſtelle übergeben werden. 

Der Beſchluß iſt den Beteiligten von Amts wegen zuzuſtellen. 


Zweiter Unterabſchnitt. 


Rechtsbeſchwerdeverfahren. 
§ 72. 
i Grundſatz. e REN 
Gegen die das Verfahren beendenden Beſchlüſſe der Arbeitsgerichte findet die Rechtsbeſchwerde ſtatt. 
Für die Entſcheidung über Rechtsbeſchwerden iſt das Landesarbeitsgericht zuſtändig. a 
Für das Rechtsbeſchwerdeverfahren gelten die für das Berufungsverfahren maßgebenden Vorſchriften 
über Öffentlichkeit, Ausſchließung und Ablehnung der Gerichtsperſonen, Prozeßfähigkeit, Zustellungen, Ladungen, 
Termine und Friſten, Befugniſſe des Vorſitzenden und der Beiſitzer und Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand entſprechend, ſoweit ſich aus den 88 74 bis 77 nichts anderes ergibt. Zuſtellungen und Ladungen 
erfolgen im Rechtsbeſchwerdeverfahren von Amts wegen. 
Die Einlegung der Rechtsbeſchwerde hat aufſchiebende Wirkung. 


| 9 78. | 
2 Rechtsbeſchwerdegründe. | 
Die Rechtsbeſchwerde kann nur darauf geſtützt werden, daß der Beſchluß des Arbeitsgerichts auf der 
Nichtanwendung oder der unrichtigen Anwendung einer geſetzlichen Beſtimmung beruhe. 
Auf die unrichtige Annahme der örtlichen Zuſtändigkeit, auf Mängel des Verfahrens bei der Berufung 
der Beiſitzer oder auf Umſtände, die die Berufung eines Beiſitzers zu ſeinem Amte ausſchließen, kann die 


Rechtsbeſchwerde nicht geſtützt werden. ? 


9 74. 
3 5 a Einlegung. N . 8 
Die Rechtsbeſchwerde wird durch Einreichung einer Beſchwerdeſchrift beim Beſchwerdegericht oder durch 
Erklärung zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle des Arbeitsgerichts, das den angefochtenen Beſchluß erlaſſen 
hat, eingelegt. Sie iſt binnen einer Notfriſt von zwei Wochen nach der Zuſtellung des angefochtenen 
Beſchluſſes einzulegen. 6 | 
Die die Rechtsbeſchwerde enthaltende Schrift muß angeben, inwieweit die Abänderung des angefochtenen 
Beſchluſſes beantragt wird, welche Beſtimmungen verletzt ſein ſollen und worin die Verletzung beſtehen ſoll. 
Iſt die Rechtsbeſchwerde nicht in der geſetzlichen Form oder Friſt eingelegt, jo verwirft ſie der Vor⸗ 
ſitzende des Beſchwerdegerichts als unzuläſſig. Der Beſchluß iſt endgültig. Ex iſt dem Beſchwerdeführer 
zuzuſtellen. BR ; 


Die Rechtsbeſchwerde kann jederzeit in der für ihre Einlegung vorgeſchriebenen Farm zurückgenommen 
werden. Im Falle der Zurücknahme ſtellt der Vorſitzende das Verfahren ein. Er gibt hiervon den Beteiligten 
Kenntnis, ſoweit ihnen die Rechtsbeſchwerde zugeſtellt worden iſt. 


8 75. 
Verfahren. 

Die die Rechtsbeſchwerde enthaltende Schrift wird den Beteiligten zur Außerung zugeſtell. Die 
Außerung erfolgt durch Einreichung eines Schriftſatzes beim Beſchwerdegericht oder durch Erklärung zur 
Niederſchrift der Geſchäftsſtelle des Arbeitsgerichts, das den angefochtenen Beſchluß erlaſſen hat. Geht von 
einem Beteiligten die Außerung nicht rechtzeitig ein, ſo ſteht dies dem Fortgang des Verfahrens 2 entgegen. 


8 76. 
Entſcheidung, 
Über die Rechtsbeſchwerde entſcheidet die Kammer des Beſchwerdegerichts durch Beſchluß. Eine Zurüd- 
weiſung an das Arbeitsgericht iſt nicht zuläſſig. Der Beſchluß iſt endgültig. 
Der Beſchluß nebſt Gründen iſt vom Vorſitzenden zu unterſchreiben und den Beteiligten zuzuſtellen. 
Er ſoll der Geſchäftsſtelle binnen drei Tagen nach der Beſchlußfaſſung in vollſtändiger Abfaſſung über⸗ 
geben werden. 
Dritter Unterabschnitt. 


Beſchwerdeverfahren. 
8 77. 
Die Vorſchriften des 8 65 finden Anwendung. 


ö Vierter Teil. | 
Vereinbarter Ausſchluß der Arbeitsgerichtsbarkeit. 
Vereinbarte Vorverfahren. 

Erſter Abſchnitt. 
Schiedsvertrag in Arbeitsſtreitigkeiten. 
8 78. 
Grundſatz. 

Für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten aus einem Arbeits- oder Lehrverhältnis, das ſich nach einem Tarif- 
vertrag beſtimmt, können die Parteien des Tarifvertrages die Arbeitsgerichtsbarkeit im Tarifvertrage durch 
die ausdrückliche Vereinbarung ausſchließen, daß die Entſcheidung durch ein Schiedsgericht erfolgen ſoll. Die 
Wirkung dieſer Vereinbarung erſtreckt ſich nicht auf ſolche Parteien eines Arbeits- oder Lehrverhältniſſes, die | 
im Tarifverlrage nur durch die Erklärung feiner allgemeinen Verbindlichkeit unterworfen find. 

Die Parteien des ſtreitigen Rechtsverhältniſſes können allgemein oder für den Einzelfall auch im. voraus 
eine derartige Vereinbarung treffen: j 

1. für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten nach 8 2 Nr. 1; 

2. für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten nach 8 2 Nr. 2, wenn der beteiligte e ein Ange⸗ 
ſtellter iſt und ſein Jahresarbeitseinkommen die im Angeſtelltenverſicherungsgeſetze vorgeſehene 
Grenze für die Verſicherungspflicht überſchreitet. 


8 79. 
Prozeßhindernde Einrede. 
Der Schiedsvertrag in Arbeitsſtreitigkeiten begründet im arbeitsgerichtlichen Verfahren eine prozeß⸗ 
hindernde Einrede. 
Die Einrede entfällt: 
1. wenn in einem Falle, in dem die Streitparteien ſelbſt die Mitglieder des Schiedsgerichts zu 
ernennen haben, der Kläger dieſer Pflicht nachgekommen iſt, der Beklagte aber die Ernennung 
nicht binnen einer Woche nach der Aufforderung des Klägers vorgenommen hat; f 
2. wenn in einem Falle, in dem nicht die Streitparteien, ſondern die Parteien des Schiedsvertrags 
die Mitglieder des Schiedsgerichts zu ernennen haben, das Schiedsgericht nicht gebildet iſt und 
die den Parteien des Schiedsvertrags von dem Vorſitzenden des Arbeitsgerichts geſetzte Friſt 
zur Bildung des Schiedsgerichts fruchtlos verſtrichen iſt; 
3. wenn das nach dem Schiedsvertrage gebildete Schiedsgericht die Durchführung des Verfahrens 
verzögert und die ihm von dem Vorſitzenden des Arbeitsgerichts geſetzte Friſt zur ee 
des Verfahrens fruchtlos verſtrichen iſt; RR NS 
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4. wenn das Schiedsgericht den Parteien des ftreitigen Rechtsverhältniſſes anzeigt, daß die Abgabe 
eines Schiedsſpruchs wegen Stimmengleichheit unmöglich iſt. 

In den Fällen des Abſ. 2 Nr. 2 und 3 erfolgt die Beſtimmung der Friſt auf Antrag des Klägers 
durch den Vorſitzenden des Arbeitsgerichts, das für die Geltendmachung des Anſpruchs zuſtändig wäre. 

Liegt eine, der Vorausſetzungen des zweiten Abſatzes für den Fortfall der Einrede vor, fo iſt eine 
5 ſchiedsgerichtliche Entſcheidung des Rechtsſtreits auf Grund des Schiedsvertrags in Arbeitsſtreitigkeiten 
= ausgeſchloſſen. 

2 8 80. 
Zuſammenſetzung des Schiedsgerichts. 

Das Schiedsgericht muß, ſofern es nicht für einen beſtimmten Einzelfall vereinbart iſt, aus einer 
gleichen Zahl von Arbeitgebern und Arbeitnehmern beſtehen; außerdem können ihm Unparteiiſche angehören. 
Perſonen, denen die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter aberkannt 
ſind, dürfen ihm nicht angehören. 5 

Als Schiedsgericht kann auch eine den Vorſchriften des Abſ. 1 in ihrer Zuſammenſetzung entsprechende 
Behörde oder Einrichtung vereinbart werden. In dieſem Falle tritt beim Fortfall eines Mitglieds deſſen 
beſtimmungsmäßiger Vertreter an ſeine Stelle. 

Minderjährige Taube und Stumme können als Mitglieder des Schiedsgerichts abgelehnt werden. 
Außerdem können Mitglieder des Schiedsgerichts unter denſelben Vorausſetzungen abgelehnt werden, die zur 
Ablehnung eines Richters berechtigen. 

Über die Ablehnung beſchließt die Kammer des Arbeitsgerichts, das für die Geltendmachung des Anſpruchs 
5 zuſtändig- wäre. Vor dem Beſchluſſe find die Streitparteien und das abgelehnte Mitglied des Schiedsgerichts 
a zu hören. Der Vorſitzende des Arbeitsgerichts entſcheidet, ob fie mündlich oder ſchriftlich zu hören find. 
3 Die mündliche Anhörung erfolgt vor der Kammer. Gegen den Beſchluß findet kein Rechtsmittel ſtatt. 


Verfahren vor dem Schiedsgerichte. 


Das Verfahren vor dem Schiedsgerichte regelt ſich nach deſſen freiem Ermeſſen, ſoweit der Schieds⸗ 
vertrag oder die 88 82 bis 87 nichts anderes beſtimmen. ; 


8 82. 
Anhörung der Parteien. 

Vor der Fällung des Schiedsſpruchs find die Streitparteien zu hören. a 

Die Anhörung erfolgt, ſoweit der Schiedsvertrag nichts anderes beſtimmt, mündlich. Die Parteien 
haben perſönlich zu erſcheinen oder ſich durch einen mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Bevollmächtigten 
vertreten zu laſſen. Die Vollmachtsurkunde iſt ſtempelfrei. Ihre Beglaubigung kann nicht verlangt werden. 
Die Vorſchrift des $ 11 Abſ. 1 gilt entſprechend, ſoweit der Schiedsvertrag nichts anderes beſtimmt. 

Bleibt eine Partei in der Verhandlung unentſchuldigt aus oder äußert ſie ſich trotz Aufforderung nicht, 
ſo iſt der Pflicht zur Anhörung genügt. Ä 


9 8g. 
Beweisaufnahme. 


Das Schiedsgericht kann Beweiſe erheben, ſoweit die Beweismittel ihm zur Verfügung geſtellt werden. 
Zeugen und Sachverſtändige kann das Schiedsgericht nicht beeidigen, eidesſtattliche Verſicherungen nicht. ver- 
| langen oder entgegennehmen. 

Be: Hält das Schied gericht eine Beweiserhebung für erforderlich, die es nicht vornehmen kann, fo erfucht 
: es um die Vornahme den Vorſitzenden desjenigen Arbeitsgerichts oder, falls dies aus Gründen der örtlichen 
Lage zweckmäßiger iſt, dasjenige Amtsgericht, in deſſen Bezirk die Beweisaufnahme erfolgen ſoll. Entſprechend 
iſt zu verfahren, wenn das Schiedsgericht die Beeidigung eines Zeugen oder Sachverſtändigen zur Herbei- 
führung einer wahrheitsgemäßen Außerung für notwendig erachtet. Die durch die Rechtshilfe entſtehenden 
baren Auslagen find dem Gerichte zu erſetzen; 88 77, 79 des Gerichtskoſtengeſetzes finden entſprechende 


| Anwendung. 
g Der Parteieid iſt im ſchiedsgerichtlichen Verfahren ausgeſchloſſen. 
3 9 84. 
Vergleich. d 


Ein vor dem Schiedsgerichte geſchloſſener Vergleich iſt unter Angabe des Tages feines Zuſtandekom⸗ 
mens von den Streitparteien und den Mitgliedern des Schiedsgerichts zu unterſchreiben. Er iſt ſtempelfrei. 
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TT Sa Schiedsſpruch. 5 N 
Dier Schiedsſpruch ergeht mit einfacher Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des Schiedsgerichts, 
falls der Schiedsvertrag nichts anderes beſtimmt. i a 7 

Der Schiedsſpruch iſt unter Angabe des Tages ſeiner Fällung von den Mitgliedern des Schiedsge⸗ 
richts zu unterſchreiben und muß ſchriftlich begründet werden, ſoweit die Parteien nicht auf ſchriftliche Be⸗ 
gründung ausdrücklich verzichten. Eine vom Verhandlungsleiter unterſchriebene Ausfertigung des Schieds- 
ſpruchs iſt jeder Streitpartei zuzuſtellen. Die Zuſtellung kann durch eingeſchriebenen Brief erfolgen. N 

Eine vom Verhandlungsleiter unterſchriebene Ausfertigung des Schiedsſpruchs ſoll bei dem Arbeits— 
gerichte, das für die Geltendmachung des Anſpruchs zuſtändig wäre, niedergelegt werden. Die Akten des 
Schiedsgerichts oder Teile der Akten können ebenfalls doit niedergelegt werden Der Schiedsſpruch hat unter 
den Parteien dieſelben Wirkungen wie ein rechtskräftiges Urteil des Arbeitsgerichts. Er iſt ſtempelfrei. 


Ken 88. ; 
Bwangsvolljtredung. 

Die Zwangsvollſtreckung findet aus dem Schiedsſpruch oder aus einem vor dem Schiedsgerichte ge⸗ 
ſchloſſenen Verpleiche nur ſtatt, wenn der Schiedsspruch oder der Vergleich von dem Vorſitzenden des Arbeits- 
gerichts, das für die Geltendmachung des Anſpruchs zuſtändig wäre, für vollſtreckbar erklärt worden it. 
Der Vorſitzende hat vor der Erklärung den Gegner zu hören. Wird nachgewieſen, daß auf Aufhebung des 
Schiedsſpruchs geklagt iſt, jo iſt die Entſcheidung bis zur Erledigung dieſes Rechtsſtreits auszuſetzen. 

Die Entſcheidung des Vorſitzenden iſt endgültig. Sie iſt den Parteien zuzuſtellen. 

a N 8 87. f 

5 f 3 5 Aufhebungsklage. 
Auf Aufhebung des Schiedsſpruchs kann geklagt werden: 

1. wenn das ſchiedsgerichtliche Verfahren unzuläſſig war; 

2. wenn der Schiedsſpruch gegen zwingende geſetzliche Vorſchriſten verſtößt; 

3. wenn die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen gegen ein gerichtliches Urteil nach $ 580 Nr. 2 
bis 5 der Zivilprozeßordnung die Reſtitutionsklage zuläſſig wäre. N 

Für die Klage iſt das Arbeitsgericht zuſtändig, das für die Geltendmachung des Anſpruchs zuſtändi wäre. 

Die Klage iſt binnen einer Notfriſt von zwei Wochen zu erheben. Die Friſt beginnt in den Fällen 
des Abſ. 1 Nr. 1 und 2 mit der Zuſtellung des Schiedsſpruchs. In dem Falle des Abſ. 1 Nr. 3 bes 
ginnt ſie mit der Rechtskraft des Urteils, das die Verurteilung wegen der ſtrafbaren Handlung ausſpricht, 
oder mit dem Tage, an dem der Partei bekannt geworden it, daß die Einleitung oder die Durchführung des 
Verfahrens nicht erfolgen kann; nach Ablauf von 10 Jahren von der Zuſtellung des Schiedeſpruchs an ge- 
rechnet, iſt die Klage unftatthait. f f 

Iſt der Schiedsſpruch für vollſtreckbar erklärt, fo ift in dem der Klage ftattgebenden Urteil auch die 
Aufhebung der Vollſtreckbarkeitserklärung auszusprechen. 

Gegen das Urteil des Arbeitsgerichts findet kein Rechtsmittel ſtatt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Gütevertrag. 
Ä 8 88. 
Grundſatz. 

Soweit die Vertragsparteien nach 8 78 einen Schiedsvertrag in Arbeitsſtreitigkeiten ſchließen können, 
können ſie auch ohne Ausſchluß der Arbeitsgerichtsbarkeit vereinbaren, daß dem arbeitsgerichtlichen Verfahren 
ein Einigungsverſahren vor einer vereinbarten Güteſtelle vorausgehen ſoll (Gütevertrag). 

Der Gütevertrag begründet im arbeitsgerichtlichen Verfahren eine prozeßhindernde Einrede. Die Ein⸗ 
rede entfällt, wenn der Kläger dem Arbeitsgericht eine von dem Verhandlungeleiter der Güteſtelle unter- 
schriebene Beſcheinigung vorlegt, daß eine Einigung der Streitparteien trotz Erſcheinens des Klägers nicht 

erfolgt iſt oder wenn die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen nach § 79 Abſ. 2 Nr. 1 bis 3 die prozeß⸗ 
hindernde Einrede des Schiedsvertrags in Arbeitsſtreitigkeiten entfiele. 
; 8 89. 
3 Zuſammenſetzung der Güteſtelle. N a 
Die Zuſammenſetzung der Güteſtelle iſt im Gütevertrage zu vereinbaren. Die Vorſchriften des § 80 
Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2, 3 und 4 gelten entſprechend. e r 


§ 90. 
f Verfahren vor der Güteſtelle. 
Das Verfahren vor der Güteſtelle findet nur ſtatt, wenn die Streitparteien vor ihr perſönlich erſcheinen 
Es wird nach dem freien Ermeſſen der Güteſtelle geregelt, ſoweit der Gütevertrag nichts anderes beſtimmt. 


8 91. 
Vergleich. 
Für einen vor der Güteſtelle geſchloſſenen Vergleich gelten die Vorſchriften der §8 84 und 86 ent⸗ 
ſprechend. f 
8 92. 


Ausſchluß des arbeitsgerichtlichen Güteverfahrens. 

Soweit ein Gütevertrag geſchloſſen iſt, findet ein Güteverfahren vor dem entſcheidenden Arbeitsgerichte 
2 nach § 48 nicht ſtatt. i 
5 Dritter Abſchnitt. 

. Schiedsgutachten vertrag. 
8 93. 
Grundſatz. 8 

Soweit die Vertragsparteien nach § 78 einen Schiedsvertrag in Arbeitsſtreitigkeiten ſchließen können, 
können fie auch ohne Ausſchluß der Arbeitsgerichtsbenkeit vereinbaren, daß Tatſachen, die für die Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits erheblich ſind, durch ein Schiedsgutachten entſchieden werden ſollen (Schiedsgut⸗ 
achten vertrag). 

Die Vereinbarung hat die Wirkung, daß die durch Schiedsgutachten zu entſcheidenden Tatfragen der 
Sachprüfung und Beweiserhebung im arbeitsgerichtlichen Verfahren entzogen ſind und daß die Arbeits⸗ 
gerichtsbehörde an das Schiedsgutachten gebunden iſt. Die Wirkung tritt nicht ein, wenn eine der Voraus 
ſetzungen vorliegt, unter denen nach § 79 Abf. 2 die prozeßhindernde Einrede des Schiedsvertrags in 
Arbeitsſtreitigkeiten entfiele. 5 

8 94. 
Zuſammenſetzung der Schiedsgutachterſtelle. Verfahren. 

Die Zuſammenſetzung der Schiedsgutachterſtelle iſt im Schiedsgutachtenvertrage zu vereinbaren. Die 
Vorſchriften des $ 80 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2, 3 und 4, der 88 81 bis 83 und des § 85 Abſ. 1 und 2 
gelten eniſprechend. ü 


Fünfter Teil. a 
Ausführungs- und Übergangsvorſchriften. 
‘ 


8 95, 
Ausführung des Geſetzes. 


Ber Die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen erläßt der Senat. 
. 8 7 96. 

Be: Wegfall geſetzlicher Beſtimmungen. 

Be Es treten außer Kraft: ö e 


1. das Gewerbegerichtsgeſetz; 
2. der $ 14 Nr. 4 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes; 
3. das Geſetz betreffend Kaufmannsgerichte; 
4. der 886 b Abſ. I Nr. 4, die 88 91, 91 a, 91 b und der 8 93 Abſ. 2 Nr. 7 der Gewerbeordnung; 
5. der $ 8 Satz 2, der $ 18 Satz 2, der 8 19 Satz 2 und die Ziffer I der Maßgaben der Inkraft⸗ 
ſetzung der Verordnung, betreffend eine vorläufige Landarbeitsordnung vom 24. Januar 1919 
(Reichsgeſetzbl. S. 111); 
6. die 88 99, 100 des Verſorgungsgeſetzes. 
e 
Abänderung der Gewerbeordnung. 
Die Gewerbeordnung wird folgendermaßen abgeändert: 
1. im $ 81 Nr. 4 werden die Worte „der im 8 4 des Gewerbegerichtsgeſetzes (Reichsgeſetzbl. 1901 
S. 353) bezeichneten Art“ geſtrichen; a a f 2 > 
2. an Stelle des § 91b treten folgende Beſtimmungen: n 
„Als das gemäß § 83 Abſ. 2 Nr. 11 für die Verhandlung von Streitigkeiten nach 8 81a 
Nr. 4 zuſtändige Organ hat die Innung einen Ausſchuß zu bilden, dem Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer in gleicher Zahl angehören müſſen. f 
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Wird der von dieſem Ausſchuß gefällte Spruch nicht innerhalb einer Woche von beiden Parteien an⸗ 
erkannt, ſo kann binnen zwei Wochen nach ergangenem Spruche Klage beim zuſtändigen Arbeitsgericht er⸗ 
hoben werden. Der Klage muß in allen Fällen die Verhandlung vor dem Ausſchuß votangegangen ſein⸗ 

Aus Vergleichen, die vor dem Ausſchuß geſchloſſen ſind, und aus Sprüchen des Ausſchuſſes, die von 
beiden Parteien anerkannt find, findet die Zwangsvollſtreckung ſtatt. Die §§ 91 und 92 des Arbeitsge⸗ 
richtsgeſetzes gelten entſprechend.“ 


8 98. 


Abänderung des Geſetzes betr. Errichtung von Arbeitnehmer-Ausſchüſſen. 
Das Geſetz betr. Errichtung von Arbeitnehmer-Ausſchüſſen wird folgendermaßen abgeändert: 
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2. 


im § 20 Abſ. 2 iſt hinter „haben“ ein Komma zu ſetzen; die Worte „und die Danziger Staats⸗ 
angehörigkeit beſitzen, die“ ſind zu ſtreichen. i 

im § 28 treten an die Stelle der Worte „dem Arbeitgeber und gegenüber dem Schlichtungs⸗ 
ausſchuſſe“ die Worte „dem Arbeitgeber, den Schlichtungseinrichtungen und den Arbeitsgerichts⸗ 
behörden“; 


im 8 39 Abſ. 2, im § 41, im § 43 und im 8 52 Abſ. 1 und 2 treten an die Stelle der Worte 


„der Schlichtungsausſchuß“ die Worte „das Arbeitsgericht“; 


im 8 80 Abſ. 2 treten an die Stelle der Worte „der Schlichtungsausſchuß“ die Worte „das 


Arbeitsgericht“; 


an die Stelle der Worte „durch Schiedsſpruch eines Schlichtungsausſchuſſes oder einer verein⸗ 


barten Einigungs- oder Schiedsſtelle“ treten im § 81 Abſ. 3 die Worte „durch Urteil des Arbeits⸗ 
gerichts oder durch Schiedsſpruch eines Schiedsgerichts“, im 8 85 Ab. 2 Nr. 1 und im $ 95 


Abſ. 2 Nr. 1 die Worte „durch Beſchluß des Arbeitsgerichts“; 


im 8 82 Abſ. 3 treten an die Stelle der Worte „den zuſtändigen Schlichtungsausſchuß oder eine 
vereinbarte Schiedsſtelle“ die Worte „das Arbeitsgericht“; im Abſ. 4 tritt an die Stelle der 


Worte „Schlichtungsausſchuſſes oder der Schiedsſtelle“ das Wort „Arbeitsgerichts“; 


im $ 83 fallen Satz 1, 2 und 4 weg; im dritten Satze werden hinter den Anfangsworten „Geht 


die Entſcheidung“ die Worte „des Arbeitsgerichts“ eingefügt; 


im $ 86 Abſ. 1 Satz 3 werden die Worte „den Schlichtungsausſchuß“ durch die Worte „das 


Arbeitsgericht“, im Abſ. 3 wird das Wort „Schlichtungsausſchuſſes“ durch das Wort „Arbeits⸗ 
gerichts“ erſetzt, der zweite Abſatz fällt weg; 


im 8 87 fallen Abſ. 1 und Abſ. 2 Satz 4 weg; an die Stelle der Anfangsworte des zweiten 


Abſatzes „Geht die Entſcheidung“ treten die Worte „Geht das Urteil des Arbeitsgerichts“; im 
Abſ. 3 Satz 1 treten an die Stelle der Worte „nach Kenntnis“ bis „Entſcheidung“ die Worte 
„nach der Zuſtellung des Urteils an ihn“; 


im 8 89 Satz 2 treten an die Stelle der Worte „eine Woche“ bis „Entſcheidung“ die Worte 


„drei Tage danach“; im Satze 4 treten an die Stelle der Worte „Eintritt“ bis „Entſcheidung“ 
die Worte „Tage der Urteilsfällung“; 


im 8 9g treten an die Stelle der Worte „der Schlichtungsausſchuß“ die Worte „das Arbeitsgericht“; 
12. 


im $ 95 Abſ. 3 fallen die Worte „und 8 86 Abſ. 2“ weg; im Abſ. 4 fallen die Worte „oder 
durch Entſcheidung des Schlichtungsausſchuſſes“ weg; 


im 8 96 Satz 1 treten an die Stelle der Worte „den Schlichtungsausſchuß anzurufen, der“ die 


Worte „das Arbeitsgericht anzurufen, das“; im zweiten Satze wird das Wort „er“ jedesmal 
durch das Wort „es“ erſetzt; im dritten Satze fallen die Worte „des Schichtungsausſchuſſes“ weg. 


8 99. 
Abänderung des Strafgeſetzbuchs. 


Im 8 334 des Strafgeſetzbuchs werden in den Abſ. 1 und 2 hinter dem Worte „Schiedsrichter“ die 
Worte „Beiſitzer einer Arbeitsgerichtsbehörde“ eingefügt. 


§ 100. 
Abänderung des Geſetzes über Beſchäftigung Schwerbeſchädigter. 


$ 13 des Geſetzes über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter vom 6. Oktober 1925 (Gef. Bl. S. 271) 
erhält folgende Faſſung: f 


„Ein privater Arbeitgeber, der vorſätzlich oder grob fahrläſſig gegen die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes verſtößt, iſt von dem Schöffengericht auf Antrag der Hauptfürforgeftelle für jeden einzelnen 
Fall des Verſtoßes mit einer Buße bis 300 G, im Wiederholungsfalle bis 3000 G zu belegen. 


Die Buße fließt der Hauptfürforgeftelle für Zwecke der Schwerbeſchädigtenfürſorge zu. 


| 4 
Flur das Verfahren gelten die Vorſchriften der Straſprozeßordnung entſprechend. Der Antrag der 
Hauptfürſorgeſtelle iſt bei dem Amtsanwalte zu ftellen; er kann zurückgenommen werden. Die Buße kann 
durch schriftlichen Strafbefehl des Amtsgerichts ohne vorgängige Verhandlung feſtgeſetzt werden, wenn der 
Amtsanwalt ſchriftlich darauf anträgt.“ e e W RUE in 
80 Bi 8 101. 
Abänderung fonftiger Geſetze. 
Soweit nach anderen Geſetzen oder Verordnungen Gewerbegerichte, Kauſmannsgerichte oder Innungs- 
ſchiedsgerichte zur Entſcheidung von Rechtsſtreitigkeiten zuſtändig ſind, treten an ihre Stelle die Arbeitsgerichte. 
| 8 102. an 
Erſte Berufung der Beiſitzer., a . 
Bei der erſten Berufung der Beiſitzer des Landesarbeitsgerichts nach dem Inkrafttreten des Arbeit: 
gerichtsgeſetzes entfällt das Erfordernis einer dreijährigen Tätigkeit als Beiſitzer einer Arbeitsgerichtsbehörd, 


§ 103. 
i Erledigung anhängiger Verfahren.“ 25 IR: 
Verfahren in Arbeitsſachen, die in dem im 8 104 Satz 2 bezeichneten Zeitpunkt bei Gewerbegerichten, 
Kaufmannsgerichten und Innungsſchiedsgerichten anhängig find, gehen in der Lage, in der ſie ſich befinden, 
auf das Arbeitsgericht über, in deſſen Bezirk die Stelle ihren Sitz hat, bei der das Verfahren bisher anhängig 
war. Dieſes Arbeitsgericht ift auch für Klagen gegen Entſcheidungen der Innungen und Innungsſchieds— 
gerichte und für Klagen auf Aufhebung des Schiedsſpruchs eines vereinbarten Schiedsgerichts in Arbeits- 
ſachen zuſtändig, die in dem im $ 104 Satz 2 bezeichneten Zeitpunkt noch nicht bei einem Gericht anhängig 
find. Auf das Verfahren vor den Arbeitsgerichtsbehörden finden die Vorſchriften dieſes Geſetzes Anwendung. 
Für das Verfahren in Arbeitsſachen, die in dem im $ 104 Satz 2 bezeichneten Zeitpunkt bei ordent⸗ 
lichen Gerichten anhängig ſind, bleiben die ordentlichen Gerichte bis zur rechtskräftigen Erledigung zuſtändig. 
Das Verfahren beſtimmt ſich nach den Vorſchriften über das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 


8 104. e 
Inkrafttreten. f - RT e 
Dias Arbeitsgerichtsgeſetz tritt, ſoweit es ſich um die Maßnahmen zu ſeiner Durchführung handelt, 
mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Im übrigen tritt es mit dem 1. April 1929 in Kraft. Mit 
dieſem Zeitpunkt treten auch die in den $$ 96 bis 100 vorgeſehenen Abänderungen von Geſetzen und 
Verordnungen in Kraft. 5 s a b N . 
Dianzig, den 28. Dezember 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Arezynski. 
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den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil 1 Ausgabe Au. B je 2,25 G, c) für den Staatsanzeiger für die Freie 
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